
so daß er eine Verurteilung als unberechtigten Zwang 
und als Belastung empfindet. Es entsteht auch keine 
Gefahr dadurch, daß etwa durch die von den Eltern 
getroffene Vergleichsabrede die Rechte der Kinder ver­
letzt werden könnten, da der Vergleich ja erst durch 
die Bestätigung des Gerichts seine Rechtsgültigkeit er­
langt, dann eine Vollstreckungsgrundlage von nicht ge­
ringerer Qualität als das Urteil ist. Die dem Richter 
obliegende Pflicht der eingehenden Prüfung beschränkt 
sich dabei nicht nur darauf, die Richtigkeit der über­
nommenen Unterhaltsverpflichtungen nach Grund und 
Höhe festzustellen, sondern sie erstreckt sich vor allem 
auch auf die Prüfung der dem Vergleich zugrunde 
liegenden materiellen Voraussetzungen. Wenn diese 
nicht schon im Vergleich näher dargelegt sind, ist es 
Pflicht des Gerichts, sich in der Bestätigungsentschei­
dung damit auseinanderzusetzen. Die Bestätigung eines 
Vergleichs wird also häufig in ähnlicher Form zu be­
gründen sein, wie eine durch Urteil einem El tern teil 
auferlegte Unterhaltsverpflichtung. Die Auseinander­
setzung mit den Vermögens- und Einkommensverhält­
nissen beider Elternteile ist deshalb erforderlich, weil 
auch in diesem Fall bei einer späteren Abänderungs­
klage die Veränderungen derjenigen Verhältnisse, die 
für die ursprüngliche Entscheidung maßgebend waren, 
klar feststellbar sein müssen.

2. Auch auf dem Gebiet der Unterhaltsansprüche der 
Ehegatten untereinander gibt es eine Reihe interessan­
ter Fragen, die der Behandlung wert erscheinen. Es 
bedarf kaum besonderer Erwähnung, daß das Oberste 
Gericht bei der Beurteilung des Unterhaltsanspruchs 
der geschiedenen Ehefrau an der in der Rechtsprechung 
entwickelten grundsätzlichen Auffassung über die Ein­
wirkung des Gleichberechtigungsprinzips auch auf die 
Lage der geschiedenen Ehefrau festhält. Die praktisch 
wesentlichste Voraussetzung eines Unterhaltsanspruchs 
des einen Ehegatten gegenüber dem anderen ist also 
die entweder durch Alter oder Krankheit bedingte Ar­
beitsunfähigkeit des Unterhaltsberechtigten.

a) Die Unterhaltsregelung des § 13 EheVO geht von 
dem Grundsatz aus, daß mit der Entscheidung über die 
Ehe gleichzeitig auch über alle sich aus der Ehe er­
gebenden Ansprüche erkannt werden muß. Leitgedanke 
hierbei ist, daß vermieden werden soll, den einen oder 
anderen Ehegatten für einen über den Eherechtsstreit 
hinausgehenden Zeitraum noch zu belasten. Zwischen 
den Eheleuten sollen vielmehr mit dem Ausspruch der 
Scheidung alle ihre gegenseitigen Beziehungen klar 
festgelegt werden, so daß spätere Streitigkeiten mög­
lichst ausgeschlossen sind. Hat ein Ehegatte einen ent­
sprechenden Antrag auf Unterhaltsgewährung nach 
§ 13 Abs. 3 EheVO im Scheidungsverfahren nicht ge­
stellt, so hat er seinen Anspruch auch dann ver­
loren, wenn bei richtiger Würdigung aller Umstände 
zur Zeit des Urteilserlasses ein Unterhaltsanspruch 
tatsächlich bestanden hätte. Er hat auch keine Möglich­
keit, ihn etwa auf später eingetretene, veränderte 
Lebens- und Einkommensverhältnisse zu stützen, da 
für eine Abänderungsklage nach § 323 ZPO mangels 
einer Vorentscheidung kein Raum ist. Mit Rücksicht 
auf die möglicherweise eintretenden schweren Folgen 
müssen an das Verantwortungsbewußtsein der mit 
Ehesachen befaßten Richter hohe Anforderungen ge­
stellt werden. Die Richter sind auf Grund der ihnen 
aus § 139 ZPO obliegenden Pflicht zur erschöpfenden 
Erörterung des Streitfalls gehalten, gegebenenfalls auf 
die Stellung eines entsprechenden Antrags hinzuweisen, 
wenn die Parteien sich im Verfahren nicht dazu ge­
äußert haben.

Es erhebt sich allerdings die Frage, ob nicht, wenn 
die Scheidung nach Außerkraftsetzung des EheG (KRG 
Nr. 16) und vor Inkrafttreten der EheVO vom 24. No­
vember 1955 ausgesprochen worden ist, ein Unterhalts­
anspruch dennoch geltend gemacht werden kann. In 
diesen Ausnahmefällen erscheint es in der Tat an­
gebracht, dem unterhaltsberechtigten Ehegatten noch 
die Möglichkeit zu geben, einen Anspruch aus § 13 
EheVO zu erheben. Praktisch wird dies nur in einigen 
wenigen Fällen in Frage kommen, weil im allgemeinen 
auch bei früheren Ehescheidungen gleichzeitig der 
Unterhalt der Ehegatten mit geregelt worden ist. Ist 
das aber nicht geschehen, so ist beim Vorliegen der 
sonstigen Voraussetzungen des § 13 EheVO Unterhalt 
noch zuzusprechen. Mit Rücksicht auf die Einführung

der Zwei jahrfrist durch die Eheverordnung dürfen 
jedoch zwischen dem Zeitpunkt der Erhebung der 
Unterhaltsklage und der rechtskräftigen Scheidung nicht 
mehr als zwei Jahre liegen. Eine solche Regelung be­
rücksichtigt einerseits den Umstand, daß der ge­
schiedene Ehegatte die nunmehr geltende Antragsfrist 
noch nicht gekannt haben kann, verhindert andererseits 
aber, daß die Prinzipien der Eheverordnung zugunsten 
früher geschiedener Ehen durchbrochen werden. Diese 
Auffassung deckt sich auch mit den Antworten des Mi­
nisteriums der Justiz auf Fragen zum Verfahren in 
Ehesachen12).

In diesem Zusammenhang mag erwähnt werden, daß 
es nicht zulässig ist, wie dies einige Entscheidungen 
eines Instanzgerichts annehmen, § 14 Abs. 1 EheVO 
anzuwenden, ohne daß vorher die Unterhaltspflicht 
unter den Parteien gemäß § 13 EheVO geregelt worden 
war. Die Bestimmung des § 14 EheVO, daß ausnahms­
weise die Unterhaltszahlung auch über den Zeitraum 
von zwei Jahren hinaus ‘gefordert werden kann, setzt 
stets voraus, daß die Unterhaltsregelung für zwei Jahre 
auf Grund eines Urteils oder einer entsprechenden Ver­
einbarung vorausgegangen ist. Ist die Unterhaltspflicht 
vor Inkrafttreten der Eheverordnung zeitlich begrenzt 
oder unbegrenzt durch Urteil oder Vergleich geregelt 
worden, so findet die Bestimmung des § 14 EheVO 
keine Anwendung. Für diese Unterhaltsverpflichtungen 
gelten allein die Bestimmungen des § 18 EheVO oder 
gegebenenfalls des § 323 ZPO.

b) Über die Vorschrift des § 18 EheVO besteht bei 
den Gerichten noch Unklarheit. In einigen Entschei­
dungen wird die Auffassung vertreten, daß § 18 EheVO 
zu den Bestimmungen der §§ 13 und 14 EheVO in Be­
ziehung gesetzt werden müsse. Das ist unrichtig. Zu 
den dem § 18 EheVO innewohnenden Voraussetzungen 
gehört nicht die Zweijahrfrist des § 13 EheVO, viel­
mehr geht die erstgenannte Bestimmung davon aus, daß 
die alten Unterhaltsverpflichtungen grundsätzlich un­
verändert bestehen bleiben sollen. Die im Satz 2 vor­
gesehene Ermächtigung zu einer gänzlichen oder teil­
weisen Befreiung von weiteren Unferhaltszahlungen 
bildet also eine Ausnahme, die nur bei schwerwiegen­
den Gründen Platz greifen darf, z. B. wenn eine etwa 
zwanzigjährige gesunde und kinderlose Frau in Er­
füllung der Unterhaltspflicht des Mannes von ihrer 
Verpflichtung zu eigener Erwerbstätigkeit entbunden 
würde. In dieser Regelung des § 18 EheVO liegt auch 
keine Besserstellung des früher gegenüber einem nach 
der neuen Eheverordnung geschiedenen Ehegatten, da 
die in der Rechtsprechung des Obersten Gerichts ent­
wickelten Grundsätze über die Gewährung von Unter­
halt sich durch die Eheverordnung nidit geändert ha­
ben und daher auch zu jener Zeit keine nach dem 
jetzigen Rechtszustand ungerechtfertigten Unterhalts­
ansprüche zugelassen wurden.

Auch darauf ist noch hinzuweisen, daß die Be­
stimmung des § 18 EheVO kein Ersatz für die Ab­
änderungsklage nach § 323 ZPO ist. Die letztere kann 
vielmehr nach wie vor unabhängig von der Bestim­
mung des § 18 EheVO dann erhoben werden, wenn 
sich der Anspruch auf Abänderung der Leistungen auf 
eine wesentliche Änderung der zugrunde liegenden tat­
sächlichen Lebensverhältnisse gründet. Befreiungs­
ansprüche nach § 18 Satz 2 EheVO können nur durch 
Klage oder Widerklage geltend gemacht werden mit 
der Wirkung, daß sich die Leistungspflicht erst vom 
Zeitpunkt ihrer Erhebung an ändert.

c) Auch über den Anwendungsbereich des § 15 EheVO 
herrscht noch nicht volle Klarheit. Offenbar hat die 
etwas irreführende Überschrift — Unterhalt nach Ab­
weisung der Scheidungsklage — gelegentlich zu der 
Annahme geführt, daß nur dann eine Verurteilung nach 
§ 15 EheVO möglich sei, wenn ein Unterhaltsverpflichte­
ter nach Abweisung einer Scheidungsklage die Her­
stellung der häuslichen Gemeinschaft ungerechtfertigt 
abgelehnt hat. Demgegenüber hat das Oberste Gericht 
ausgeführt13), daß die Voraussetzung für die Anwend­
barkeit dieser Bestimmung wie auch des § 1361 Abs. 1 
BGB dann gegeben ist, wenn der Unterhalt fordernde 
Ehegatte ein Recht zum Getrenntleben hat. Da die 
Rechtslage völlig die gleiche ist, wäre es reiner Forma-

12) NJ 1956 S. 280.
13) OG, Urt. 1 Zz 80/56, s. S. 540 dieses Heltes.
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